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Straßenfluchtlinie
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EW - Erweitertes Wohngebiet

LEGENDE:
Rechtswirksame Festlegungen

Straßenfluchtlinie

Nutzungsschablone für einheitliche Bebauungsbedingungen
TGB

Widmungskategorie
TGB Teilgebiet (fortlaufend nummeriert)

Wid.

BF

FirsthöheFH
oberste GesimshöheGH

Verlauf von Gemeindestraßen

Besondere Festlegung (in Textform) mit lfd. Nummer
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VERORDNUNGSTEXT
Mindestfestlegungen gemäß §51 Abs. 2 ROG 2009
Straßenfluchtlinien:
Die Straßenfluchtlinien sind gemäß Plandarstellung festgelegt.

Verlauf der Gemeindestraßen:
Der Verlauf von Gemeindestraßen ist gemäß Plandarstellung festgelegt.

Baufluchtlinien:
Es sind Baufluchtlinien, teils gestaffelt nach Ebenen, gemäß Plandarstellung festgelegt, die einzelnen
Höhenabschnitte sind der Legende zu entnehmen.

Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflächen:
Die bauliche Ausnutzbarkeit wird mittels Geschossflächenzahl gemäß Plandarstellung festgelegt.

Dichtefreistellung +F:
Tiefgaragengeschoße, die gemäß §56 Abs 4 Z 1 ROG als oberirdisch zu werten sind, müssen nicht in die
Dichteberechnung miteinbezogen werden. Diese Geschoße können auch sonstige Funktionen wie z.B.
Technikräume, Kellerabteile oder Fahrradabstellplätze beinhalten. Eine Wohnnutzung oder die Situierung von
Aufenthaltsräumen in derart dichteprivilegierten Geschossen ist nicht zulässig.

Bauhöhen:
Die maximal zulässigen First- und Gesimshöhen sind gemäß Plandarstellung festgelegt.

Ergänzende Festlegung zur Bauhöhe (Besondere Festlegung Nr. 1 - BF1):
Die Überschreitung der festgelegten Bauhöhe zur Errichtung von technischen Ein- und Aufbauten wie z.B.
Liftüberfahrten ist in untergeordnetem Ausmaß zulässig.

Erfordernis einer Aufbaustufe:
Das Erfordernis eines Bebauungsplanes der Aufbaustufe wird nicht festgelegt.

Sonstige Festlegungen gemäß §53 Abs. 2 ROG 2009

Verlauf sonstiger öffentlicher Erschließungsstraßen:
Der Verlauf sonstiger öffentlicher Erschließungsstraßen ist gemäß Pandarstellung festgelegt.

Baugrenzlinien:
Es sind Baugrenzlinien gestaffelt nach Ebenen gemäß Plandarstellung festgelegt, die einzelnen Höhenabschnitte
sind der Legende zu entnehmen.

Beschränkungen der Zu- und Ausfahrt:
Es ist ein Zu- und Ausfahrtsverbot gemäß Plandarstellung festgelegt.

Vorgaben zur Zahl der Stellplätze (Besondere Festlegung Nr. 2 - BF2):
Als Stellplatzschlüssel wird grundsätzlich die Schaffung von wenigstens zwei Stellplätzen je Wohneinheit auf
Eigengrund festgelegt.
Für Wohneinheiten, die für die Nutzung im Rahmen von betreutem Wohnen vorgesehen sind, gilt ein
reduzierter Schlüssel von einem Stellplatz je Wohneinheit.

Vorgaben zur Errichtung von Fußwegen (Besondere Festlegung Nr. 3 - BF3):
Im Bereich der eingetragenen Verläufe ist eine bauplatz- und grundstücksübergreifende öffentliche
Durchwegung herzustellen, wobei die errichteten Fußwege eine freie Mindestbreite von 1,5m aufweisen
müssen.

Maßnahmen zur Grüngestaltung (Besondere Festlegung Nr. 4 - BF4):
Pflanzbindung:
Im westlichen, hangabwärtigen Bereich von Teilgebiet 6 sind die bestehenden Gehölzstrukturen zu erhalten.
Sofern im Zuge der Baumaßnahmen eine Entfernung erforderlich wird, sind entsprechende Ersatzpflanzungen
vorzunehmen.

Pflanzgebot:
In den markierten Bereichen entlang der Landesstraße sind freistehende Bäume als Baumreihe zu pflanzen, es
sind höherwüchsigen, heimische Gehölze zu verwenden. Dabei ist auf gegen Streusalzbelastung und Abgase
resistente Arten zu achten, weiters auf den Sichtweitennachweis gemäß RVS.

Verpflichtung zur Errichtung einer Tiefgarage:
Wo angegeben ist die Errichtung einer Tiefgarage für 85% der für die Neubauten erforderlichen
Pflichtstellplätze festgelegt, wobei der Nachweis auch bilanziell über mehrere Teilgebiete erfolgen kann.

POPPINGER ZIVILTECHNIKER KG
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Grenze des Planungsgebietes
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1. Begründung der Aufstellung 
 
Es handelt sich bei der Südtirolersiedlung um eine größere Wohnanlage, die vor län-
gerer Zeit in mehreren Abschnitten errichtet wurde. Teile des Siedlungsbestandes 
wurden zwischenzeitlich saniert, bei etlichen Objekten scheint die Sanierung aller-
dings zu aufwändig, es wird ein Abbruch und eine Neubebauung angestrebt.  
Derzeit bestehen in diesem Planungsbereich 112 Wohneinheiten, geplant ist eine 
Erhöhung um etwa 20%, die als geförderte Mietwohnbau errichtet werden soll.  
 
Da Nachverdichtungen in den Gunstlagen zur Schaffung geförderter Mietwohnungen 
seitens der Stadtgemeinde St. Johann im Pongau unterstützt werden, in Bezug auf 
Topographie, Verkehr und geordnete Siedlungsentwicklung aber Regelungsbedarf 
besteht, soll für den Bereich ein Bebauungsplan der Grundstaufe verordnet werden. 
 
Es liegt bereits eine sehr konkrete Bebauungsstudie vor, die neben Lage, Höhe und 
baulicher Ausnutzung auch ein Konzept zur Verkehrsführung innerhalb des Pla-
nungsgebietes darstellt und als Grundlage für die Bebauungsplanung dient. 
 
 
 

2. Bestandsaufnahme gemäß §51 Abs. 1 des SROG 
 
2.1 Natürliche oder rechtliche Beschränkungen der Bebaubarkeit 
Das Planungsgebiet ist im rechtsgültigen Flächenwidmungsplan gänzlich als Bauland 
der Kategorie erweitertes Wohngebiet ausgewiesen. 
 
Entlang des östlichen Planungsgebietsrandes verläuft die Landesstraße B163 
Wagrainer Straße, die als Verkehrsfläche ausgewiesen ist. 
Unmittelbar westlich schließt, unterhalb einer Hangstufe, das Kasernenareal mit ei-
ner entsprechenden Sonderflächenausweisung an. Dieser Bereich ist als militäri-
sches Sperrgebiet kenntlichgemacht. 
 
Im nördlichen Bereich wird das Planungsgebiet randlich von einer vom Arzenbach 
ausgehenden gelben Gefahrenzone der WLV berührt, dies wird im nachgeordneten 
Verfahren zu berücksichtigen sein. Die Überschneidungsfläche liegt außerhalb des 
durch die festgelegten Baufluchtlinien für eine Bebauung vorgesehenen Bereichs. 
 
Sonstige Kennzeichnungen oder Kenntlichmachungen, die auf eine Beschränkung 
der Bebaubarkeit hinweisen würden, enthält der Flächenwidmungsplan hier nicht. 
 
Erwähnenswert ist noch die von der vorbeiführenden Landesstraße ausgehende 
Lärmbelastung, die in den unmittelbaren Randbereichen bis zu Handlungsstufe 2 der 
Richtlinie Immissionsschutz in der Raumordnung zu bewerten ist, im Inneren des 
Planungsgebiets allerdings nicht über den Regelfall hinausgeht. Ein Nachweis der 
einzuhaltenden schalltechnischen Kennwerte wird im nachgeordneten Verfahren zu 
erbringen sein. 
 
Im Südosten der Fläche bestehe ein älterer Bebauungsplan, der im Zuge der Neu-
aufstellung für die Gesamtfläche durch die ggst. Verordnung ergänzt werden soll. 
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2.2 Verkehrserschließung 
Die Verkehrserschließung ist durch die östlich angrenzende Hauptstraße gegeben. 
Innerhalb des Planungsgebiets ist eine Neuordnung der Verkehrsführung vorgese-
hen, die auch die Verlegung der höhergelegenen Zufahrt zur Landesstraße zum In-
halt hat. Dies soll künftig etwas weiter nordwestlich, außerhalb des Kurvenbereichs 
angeordnet werden. 
 
Seitens der GSWB wurde das Büro Podlesak beauftragt, die Verkehrsführung neu zu 
konzipieren, in Bezug auf die Lage und Möglichkeit der neuen Zufahrt erfolgte eine 
Abstimmung und Vorvereinbarung mit der Landesstraßenverwaltung; es ist jedenfalls 
ein 5m-Abstand mit der Baufluchtlinie zur Verkehrsfläche vorzusehen, weiters sind 
freizuhaltende Sichtbereiche im Bereich der Ausfahrten zu berücksichtigen. Das ent-
wickelte Verkehrskonzept wurde für die Plandarstellung dem Letztstand der Baukör-
perstudie entnommen (Planverfasser cs – architektur – Architekt Christoph Scheit-
hauer, Lageplan Kontur Neubau vom 17.08.2026). 
 
Die bestehende Fußwegverbindung durch das Planungsgebiet ändert sich geringfü-
gig in der Lage, wird aber sinngemäß beibehalten und durch Festlegung des Bebau-
ungsplans sichergestellt. Im Bereich der derzeit bestehenden südöstliche Zufahrt, 
soll ein Fußweg zur Anbindung an die dort bestehende Bushaltestelle (St. Johann 
Südtiroler Siedlung) geschaffen werden, die auch die wesentliche Anbindung an das 
öffentliche Verkehrsnetz darstellt. Die Entfernung zum Busbahnhof im unmittelbaren 
Stadtzentrum beträgt in etwa 650m.  
 
Der Bahnhof St. Johann befindet sich jenseits der Salzach, in einer Wegentfernung 
von etwa 2,0 km. 
 
 
 
2.3 Sonstige Infrastruktur 
 
Wasserversorgung: 
Die Wasserversorgung erfolgt im gegenständlichen Bereich über die öffentliche 
Wasserversorgung der Stadtgemeinde St. Johann. 
 
Energieversorgung: 
Die Energieversorgung erfolgt durch das Leitungsnetz der Salzburg AG.  
 
Abwasserbeseitigung: 
Die Schmutzwässer werden in diesem Bereich durch den öffentlichen Kanal der 
Stadtgemeinde St. Johann entsorgt. 
 
Oberflächenwasserbeseitigung: 
Die Bestandsbauten im ggst. Bereich sind bereits an einen Oberflächenwasserkanal 
der Gemeinde angeschlossen, eine Weiternutzung für die geplanten Neubauten soll-
te problemlos möglich sein. 
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2.4 Ausmaß, Struktur und besondere Erhaltenswürdigkeit der Bausubstanz 
Wie eingangs erwähnt, handelt es sich bei der Südtirolersiedlung um eine größere 
Wohnanlage, die in mehreren Abschnitten errichtet wurde. Teile des Siedlungsbe-
standes wurden zwischenzeitlich saniert, bei etlichen Objekten scheint die Sanierung 
allerdings zu aufwändig, es wird ein Abbruch und eine Neubebauung angestrebt.  
Derzeit bestehen in diesem Planungsbereich 112 Wohneinheiten, geplant sind nun 
144 Wohneinheiten.  
 
Das Planungsgebiet liegt nördlich des Zentrums von St. Johann im Pongau, südöst-
lich, jenseits der Hauptstraße, befindet sich das öffentliche Schwimmbad. 
Südlich davon beginnt, östlich entlang der Hauptstraße eine zwei- bis dreigeschoßi-
ge, äußerst dichte Bebauung, teils in geschlossener Bauweise, deren Bausubstanz 
vereinzelt im Kern bis auf das 16. Jhd. zurück geht und bereits dem Zentrum zuzu-
ordnen ist. An der gegenüberliegenden Seite der Hauptstraße wird in diesem Bereich 
derzeit das Projekt ‚Johannovum‘ umgesetzt, ein mehrgeschoßiges Wohn- und Ge-
werbeobjekt an der dort befindlichen Hangkante. 
 
Unmittelbar westlich des Planungsgebiets schließt das Kasernenareal mit spezifi-
scher Bebauung an, nördlich der Fläche einerseits gewerbliche Nutzung, nordöstlich, 
jenseits einer Hangkante auch klassische Einfamilienhäuser. 
 
Das Planungsgebiet steigt von Nordwest nach Südost über eine Länge von ca. 175m 
um etwa 15m an, wobei sich im nordwestlichen Randbereich eine bewachsene 
Hangkante mit einem Höhenniveauunterschied von etwa 5m befindet. 
 
Eine Bedeutung im Kontext der städtebaulichen Entwicklung der Stadtgemeinde St. 
Johann ist aufgrund der Zentrumsnähe jedenfalls gegeben. 
 
 
 
2.5 Für unbebaute Flächen die allenfalls bestehenden rechtskräftigen Bau-

platzerklärungen und Baubewilligungen  
Das Planungsgebiet ist derzeit vollständig bebaut, im Zuge der geplanten Bebauung 
wird es zu einer Neuerklärung von Bauplätzen kommen. 
 
 
 
2.6 Aussagen des Räumlichen Entwicklungskonzeptes (REK) 
Das geltende Räumliche Entwicklungskonzept stammt aus dem Jahr 1998, im An-
schluss sind Auszüge aus dem Textteil des REKs zu den Grundsätzen der Sied-
lungsentwicklung und Aussagen zu den Planungszielen für den konkreten Standort 
angeführt.  
 

Allgemeine Grundsätze der Siedlungsentwicklung 

 
 Verstärkte Beachtung des Orts- und Landschaftsbildes bei der Siedlungsent-
wicklung. 

 
 Im Bereich der geschlossenen Zentrumsverbauung Beachtung der 

Abstimmung mit den charakteristischen Merkmalen des Ortsbildes 
bzw. der gegebenen Baustrukturen. 
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 Besondere Berücksichtigung folgender Problempunkte in der Be-
bauungsplanung: 

 
- Besondere Beachtung der Dichtefestlegungen im Bereich 

sensibler Gebiete im Hinblick auf Orts- und Landschaftsbild. 
 
- Optimale Eingliederung großer Baukörper durch Höhenstaf-

felung und Begrünungsmaßnahmen. 
 
- Vermeidung erhöhter Kellerausbildungen oder unnatürlicher 

Geländeaufschüttungen vor allem in Hanglagen. 
 
- Schaffung guter Abschlüsse für die Ortsränder. 
 
- Erhaltung und Verstärkung der Durchgrünung der Sied-

lungsgebiete. 
 
 Besonders zu beachten sind auch die großräumlichen Sichtbezie-

hungen zum Pongauer Dom bzw. zum gesamten erhöht liegenden 
Zentrumsbereich, welcher vom Grüngürtel im Bereich der Adels-
berger Promenade umgeben ist. 

 
 
Die ggst. Fläche ist genau genommen keinem der festgelegten Siedlungsstandorte 
direkt zuzuordnen, räumlich und funktional aber am ehesten den nördlichen Ausläu-
fern des Bereichs Zentrum Mitte: 

 
Zentrum Mitte (Bereich zwischen Wagrainer Bundesstraße und Schwimmbad 
bis zur Wagrainer Ache - Z) 
 
Topographisch liegt die Kaserne, die Salzachsiedlung und ein Teil des Untermark-
tes auf Salzachebene. Die topographische Trennlinie ist als Grünbereich freizuhal-
ten. Es handelt sich dabei um den Bereich beidseits der Adelsberger Promenade. 
 
Dieser Teil des Gebietes ist bereits verbaut, bei einer allfälligen Lückenfüllung ist 
auf eine entsprechend sparsame Grundstücksnutzung zu achten. Das Kasernen-
gelände ist als Sonderfläche Kaserne auszuweisen. Damit hält man sich für eine 
allfällig einmal aktuell werdende Alternativnutzung alle möglichen Optionen offen. 
 
Im Hinblick auf eine verbesserte Verbindung zwischen Ober- und Untermarkt, wä-
re eine entsprechend zentrale Nutzung vor allem auf den Freiflächen westlich des 
Hotels Alpenland anzustreben. Bei Verbauungsmaßnahmen entlang der Haupt-
straße vom Untermarkt zum Obermarkt soll auch der Geländeverlauf in der Ver-
bauung durch Anpassung an den Geländeanstieg zum Ausdruck kommen. Es liegt 
hier der Vorrang bei einer dichten und geschlossenen Verbauung. 
 
Für alle größeren Baumaßnahmen im Zentrum gilt, dass stets die sogenannte 
Möglichkeit der Durchgängigkeit im Auge behalten wird bzw. auch die Hinterhöfe 
abseits der Hauptverkehrslinien für eine Nutzung zugänglich gemacht werden sol-
len. 
Bei der Flächenwidmung ist von folgender Zentrumsabgrenzung auszugehen: 
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Im Norden beginnt das Zentrum bei der BH und erstreckt sich von hier beidseits 
der Wagrainer Bundesstraße nach Süden und endet im Osten im Bereich der 
Tankstelle bzw. der Volksschule und Polytechnischen Schule bzw. des Alters-
heimareals. Von dort verläuft die Grenze über den Bereich Finanzamt, Hotel Al-
penland bis zum Bereich der Hauptstraße und hinunter der Brücke der ehemaligen 
Großarler Landesstraße über die Wagrainer Ache. Richtung Südwesten ist das 
gesamte Areal innerhalb des Wagrainer Baches dem Zentrum zuzuordnen. Zent-
rumsfunktionen sind dann auch noch im Bereich der ersten Objekte entlang der 
Kasernenstraße gegeben. Weiters ist noch der Bereich entlang der Ludwig Pech-
straße sowie das gesamte Gebiet östlich der Pöllnstraße dem Zentrum zuzuord-
nen. 
 
Mit Ausnahme der wichtigen Freiflächen ist in diesem Gebiet im FWPL bevorzugt 
Kerngebiet auszuweisen.  
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3. Festlegungen des Bebauungsplanes  
 
 

3.1 Verordnungstext 
 

Mindestfestlegungen gemäß §51 Abs. 2, ROG 
 
Straßenfluchtlinien: 
Die Straßenfluchtlinien sind gemäß Plandarstellung festgelegt.  
 
Verlauf der Gemeindestraßen: 
Der Verlauf von Gemeindestraßen ist gemäß Plandarstellung festgelegt. 
 
Baufluchtlinien: 
Es sind Baufluchtlinien, teils gestaffelt nach Ebenen, gemäß Plandarstellung festge-
legt, die einzelnen Höhenabschnitte sind der Legende zu entnehmen. 
 
Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflächen: 
Die bauliche Ausnutzbarkeit wird mittels Geschossflächenzahl gemäß Plandarstel-
lung festgelegt. 
 
Dichtefreistellung +F: 
Tiefgaragengeschoße, die gemäß §56 Abs 4 Z 1 ROG als oberirdisch zu werten 
sind, müssen nicht in die Dichteberechnung miteinbezogen werden. Diese Geschoße 
können auch sonstige Funktionen wie z.B.  Technikräume, Kellerabteile oder Fahr-
radabstellplätze beinhalten. Eine Wohnnutzung oder die Situierung von Aufenthalts-
räumen in derart dichteprivilegierten Geschossen ist nicht zulässig. 
 
Bauhöhen: 
Die maximal zulässigen First- und Gesimshöhen sind gemäß Plandarstellung festge-
legt. 
 
Ergänzende Festlegung zur Bauhöhe (Besondere Festlegung Nr. 1 - BF1): 
Die Überschreitung der festgelegten Bauhöhe zur Errichtung von technischen Ein- 
und Aufbauten wie z.B. Liftüberfahrten ist in untergeordnetem Ausmaß zulässig. 
 
Erfordernis einer Aufbaustufe: 
Das Erfordernis eines Bebauungsplanes der Aufbaustufe wird nicht festgelegt.  
 
 
 

Sonstige Festlegungen gemäß §53 Abs. 2, ROG 
 
Verlauf sonstiger öffentlicher Erschließungsstraßen: 
Der Verlauf sonstiger öffentlicher Erschließungsstraßen ist gemäß Pandarstellung 
festgelegt.  
 
Baugrenzlinien: 
Es sind Baugrenzlinien gestaffelt nach Ebenen gemäß Plandarstellung festgelegt, die 
einzelnen Höhenabschnitte sind der Legende zu entnehmen. 
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Beschränkungen der Zu- und Ausfahrt: 
Es ist ein Zu- und Ausfahrtsverbot gemäß Plandarstellung festgelegt. 
 
Vorgaben zur Zahl der Stellplätze (Besondere Festlegung Nr. 2 - BF2): 
Als Stellplatzschlüssel wird grundsätzlich die Schaffung von wenigstens zwei Stell-
plätzen je Wohneinheit auf Eigengrund festgelegt. 
Für Wohneinheiten, die für die Nutzung im Rahmen von betreutem Wohnen vorge-
sehen sind, gilt ein reduzierter Schlüssel von einem Stellplatz je Wohneinheit. 
 
Vorgaben zur Errichtung von Fußwegen (Besondere Festlegung Nr. 3 - BF3): 
Im Bereich der eingetragenen Verläufe ist eine bauplatz- und grundstücksübergrei-
fende öffentliche Durchwegung herzustellen, wobei die errichteten Fußwege eine 
freie Mindestbreite von 1,5m aufweisen müssen. 
 
Maßnahmen zur Grüngestaltung (Besondere Festlegung Nr. 4 - BF4): 
Pflanzbindung: 
Im westlichen, hangabwärtigen Bereich von Teilgebiet 6 sind die bestehenden Ge-
hölzstrukturen zu erhalten. Sofern im Zuge der Baumaßnahmen eine Entfernung er-
forderlich wird, sind entsprechende Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

Pflanzgebot: 
In den markierten Bereichen entlang der Landesstraße sind freistehende Bäume als 
Baumreihe zu pflanzen, es sind höherwüchsigen, heimische Gehölze zu verwenden. 
Dabei ist auf gegen Streusalzbelastung und Abgase resistente Arten zu achten, wei-
ters auf den Sichtweitennachweis gemäß RVS. 
 
Verpflichtung zur Errichtung einer Tiefgarage: 
Wo angegeben ist die Errichtung einer Tiefgarage für 85% der für die Neubauten 
erforderlichen Pflichtstellplätze festgelegt, wobei der Nachweis auch bilanziell über 
mehrere Teilgebiete erfolgen kann. 
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3.2 Planungsfachliche Erläuterungen 
 
Grundsätzlich ist zur Plandarstellung auszuführen, dass jene Teilbereiche der DKM, 
die künftig auf Basis der geplanten Neukonfiguration der Verkehrsführung und Bau-
plätze nicht mehr relevant sind, ausgegraut dargestellt wurden. 
 
Zur besseren Nachvollziehbarkeit der planungsfachlichen Erläuterungen findet sich 
nachfolgend die bereits mehrfach erwähnte Baukörperstudie, in der Lage und Höhe 
der geplanten Baukörper sowie die neue Verkehrsführung dargestellt sind: 

 
Baukörperstudie © cs architektur – Architekt Christoph Scheithauer 
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Mindestfestlegungen gemäß §51 Abs. 2, ROG 
 
Straßenfluchtlinien §54  
Gesetzliche Vorgaben ROG: 
Die Straßenfluchtlinien grenzen die Verkehrsflächen der Gemeinde einschließlich 
jener Grundflächen, die zur Herstellung der Verkehrsflächen benötigt werden (Bö-
schungen, Gräben, Stütz- und Futtermauern udgl), von den übrigen Grundflächen 
ab. Verkehrsflächen sind Grundflächen, die für den öffentlichen Fußgänger- oder 
Fahrzeugverkehr und für die Errichtung jener Verkehrsanlagen bestimmt sind, die 
der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs unmittelbar dienen. Bei ihrer 
Festlegung ist darauf zu achten, dass die Verkehrsflächen eine ihrer Funktion und 
den darauf vorgesehenen Verkehrsarten gerecht werdende Breite und Linienführung 
aufweisen. 
 
Erläuterungen:  
Die Festlegung der Straßenfluchtlinien folgt im nordöstlichen Randbereich der Stra-
ßenparzellen der Landesstraße, in einem kleinen Teil im Norden auch einer Stra-
ßenparzelle im Eigentum der Stadtgemeinde St. Johann im Pongau. 
 
Zur internen Verkehrserschließung ist auf die geplante Neuorganisation zu verwei-
sen, nähere Ausführungen dazu finden sich in Kapitel 2.2 der Bestandserhebung. 
Die Straßenfluchtlinien werden entsprechend festgelegt. 
 
Weiters werden Straßenfluchtlinien auch entlang der geplanten Fußwegverbindun-
gen im Planungsgebiet festgelegt. 
 
 

Verlauf der Gemeindestraßen: 
Sowohl die bereits bestehende Straßenparzelle der Gemeinde im nördlichen Rand-
bereich des Planungsgebietes als auch die geplante Verkehrsführung innerhalb des 
Planungsgebietes werden als Gemeindestraßen ausgewiesen. 
 
 

Baufluchtlinien, Baulinien; Baugrenzlinien; Situierungsbindungen §55 
Gesetzliche Vorgaben ROG: 
(1) Die Baufluchtlinie ist jene Linie, die durch oberirdische Bauten gegen die Ver-
kehrsfläche hin nicht überschritten werden darf. 

(2) Die Baulinie ist jene Linie, an die ein oberirdischer Bau gegen die Verkehrsfläche 
herangebaut werden muss. 

(3) Baugrenzlinien sind Linien gegenüber anderen Flächen als Verkehrsflächen, die 
durch oberirdische Bauten nicht überschritten werden dürfen. 

(4) Die Baufluchtlinie oder die Baulinie ist unter Bedachtnahme auf die besonderen 
örtlichen Erfordernisse festzulegen; dabei sind insbesondere das gegebene oder be-
absichtigte Orts- und Straßenbild zu berücksichtigen. Ihr Abstand soll von der Achse 
der Verkehrsfläche nach Tunlichkeit wenigstens zwei Drittel der für das oberste Ge-
simse oder die oberste Dachtraufe festgelegten Höchsthöhe jener Bauten betragen, 
für die die Baufluchtlinien oder Baulinien gelten. 

(5) Baugrenzlinien sind so festzulegen, dass die auf den jeweiligen und den benach-
barten Bauplätzen bestehenden oder zur Errichtung kommenden Bauten eine ihrem 
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Zweck entsprechende Besonnung und Belichtung erhalten und die dem Aufenthalt 
von Menschen dienenden Räume soweit wie möglich vor Lärmeinwirkung geschützt 
sind. 

(6) Für verschiedene Geschoßebenen können Baufluchtlinien, Baulinien und Bau-
grenzlinien gestaffelt festgelegt werden. 

(7) Soweit es zur Erhaltung oder der damit im Zusammenhang stehenden Gestaltung 
eines charakteristischen Orts- oder Landschaftsbildes erforderlich ist, kann über die 
Abs. 1 bis 6 hinaus die Lage der Baufronten verbindlich festgelegt werden (Situie-
rungsbindungen). 
 
Erläuterungen: 
Im Planungsgebiet werden nach Ebenen gestaffelte Bauflucht- und Baugrenzlinien 
festgelegt, wobei großteils kein Zusammenhang zum derzeitigen Baubestand herge-
stellt wird, sondern die Vorgaben mit Bezug auf das vorliegende Bebauungskonzept 
von Architekt Christoph Scheithauer erfolgen. 
 
Dieses sieht die Neuerrichtung eines Großteils der Objekte vor, lediglich die drei Ge-
bäude in Teilgebiet 3 sowie zwei Objekte in Teilgebiet 5 sollen erhalten bleiben. Die-
se werden bei der Festlegung der Bauflucht- und Baugrenzlinien lagemäßig berück-
sichtigt. 
 
Die Festlegung der gestaffelten Bauflucht- und Baugrenzlinien erfolgt in Hinblick auf 
eine Unterscheidung zwischen den oberirdischen Geschoßebenen der einzelnen 
Hauptbaukörper und aus dem Gelände ragenden Gebäudeteilen der Unterschoße 
(Tiefgaragen), die aufgrund der teils nicht unerheblichen Hangneigung talseitig an-
sichtig werden. Mit gänzlich unterirdisch liegenden Gebäudeteilen können die festge-
legten Baufluchtlinien unter Einhaltung der in §25 Abs 5 BGG definierten Mindestab-
stände zu den Bauplatzgrenzen überschritten werden. 
 
Entlang der Landesstraße ist die Baufluchtlinie, wie vorabgestimmt, durchgängig in 
einem Abstand von 5,0m vorgegeben. 
 
 

Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflächen §56 
Gesetzliche Vorgaben ROG: 
(1) Die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundflächen kann durch die Festlegung einer 
Grundflächenzahl, einer Baumassenzahl oder einer Geschoßflächenzahl festgelegt 
werden. Die Festlegungen wirken als Obergrenze für die bauliche Ausnutzbarkeit, 
wenn im Bebauungsplan wegen besonderer Erforderlichkeit für bestimmte Flächen 
nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist (Mindestnutzung, Nutzungsrahmen). Ver-
schiedene Festlegungen sind zulässig, wenn die Voraussetzungen, unter denen die 
jeweilige Festlegung gilt, im Bebauungsplan genau bestimmt sind. Unter dieser Vo-
raussetzung können auch Zuschläge zur Festlegung bestimmt werden. 

(2) Die Grundflächenzahl ist das Verhältnis der überbauten Grundfläche des oberir-
dischen Baukörpers bei lotrechter Projektion auf die Waagrechte (Projektionsfläche) 
zur Fläche des Bauplatzes. In den zu projizierenden Baukörper sind nicht einzube-
ziehen: 
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1. Innenhöfe; 
2. Bauteile und Teile von Bauten, welche die Geländeoberfläche nicht oder nur 

unwesentlich überragen (Luft-, Kellerlicht- und Abwurfschächte udgl); 
2a. Rampenüberdachungen von und zu Tiefgaragen; 
3. Terrassen; 
4. Vordächer bis zu 2 m; 
5. Dachvorsprünge bis zu 2 m; 
6. Balkone bis zu 3 m. 

Wenn Bauteile gemäß Z 4 und 5 größer sind als 2 m und Bauteile gemäß Z 6 größer 
als 3 m, ist das darüber hinausgehende Maß einzubeziehen. 

(3) Die Baumassenzahl ist das Verhältnis der Baumasse zur Fläche des Bauplatzes. 
Als Baumasse gilt der oberirdisch umbaute Raum bis zu den äußersten Begrenzun-
gen des Baukörpers. 

(4) Die Geschoßflächenzahl ist das Verhältnis der Gesamtgeschoßfläche zur Fläche 
des Bauplatzes. 

1. Zur Geschoßfläche zählen die Flächen der einzelnen oberirdischen Gescho-
ße. Für die Flächenberechnung findet Abs 2 Anwendung. Als oberirdisch gilt 
dabei jedoch ein Geschoß, das über mindestens die Hälfte seiner Fläche mehr 
als 1 m über das angrenzende natürliche Gelände oder bei Geländeabtragung 
über das neugeschaffene Niveau hinausragt. 

2. Nicht zur Geschoßfläche zählen: 

a) das unterste Geschoß, das weiter als nach der Z 1 dritter Satz bestimmt 
hinausragt, wenn dies durch die höchstbekannte Hochwasserkote seit 
1900 oder die Kote eines 100- jährlichen, amtsbekannten oder nachge-
wiesenen Hochwassers bedingt ist und das Geschoß nicht zu Aufenthalts-
zwecken verwendet wird; 

b) das oberste Geschoß, 

aa) wenn es wegen seiner geringen Raumhöhe, seiner Grundrissgestaltung 
oder anderer derartiger Umstände nicht als Aufenthaltsraum geeignet ist 
und eine solche Eignung auch nicht herbeigeführt werden kann oder 

bb) wenn es innerhalb einer 45° zur Waagrechten geneigten gedachten Um-
rissfläche bleibt, die von einem höchstens 1,60 m über der Deckenober-
kante des darunter befindlichen Geschoßes liegenden Schnittpunkt mit 
der Außenwand ausgeht. 

c) (Anm. entfallen auf Grund LGBl Nr 105/2025). 

(5) Die Grundflächenzahl, die Baumassenzahl und die Geschoßflächenzahl sind so 
festzulegen, dass bei sparsamer Verwendung von Grund und Boden genügend 
Raum für eine den Gesundheitserfordernissen entsprechende Bebauung sicherge-
stellt ist. Dabei ist insbesondere auf die Aussagen und Festlegungen des Räumli-
chen Entwicklungskonzepts, die Festlegungen des Flächenwidmungsplans und die 
gegebenen und vorausschaubaren Strukturverhältnisse sowie auf die bauliche Ent-
wicklung in der Gemeinde und im Planungsgebiet Bedacht zu nehmen. 

(6) Werden bei Bauten die erforderlichen Pflichtstellplätze für Kraftfahrzeuge unterir-
disch anstelle oberirdisch errichtet und ist dafür kein Zuschlag gemäß Abs 1 letzter 
Satz bestimmt, erhöht sich die höchstzulässige bauliche Ausnutzbarkeit der Grund-
fläche um 15 %, nicht aber um mehr als 200 m² zusätzlicher Geschoßfläche. 
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(7) In die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundfläche sind folgende Nebenanlagen nicht 
einzurechnen: 

1. Stellplätze, welche konstruktiv durch Paneele für Solarenergieanlagen über-
deckt werden; 

2. sonstige Nebenanlagen, soweit deren überbaute Grundfläche im Bauplatz be-
trägt: 

Nebenanlage bei Wohnbauten bei sonstigen Bauten 
Garagen oder überdachte 
Kraftfahrzeug-
Abstellplätze 

15 m² je Pflichtstellplatz 
bzw 
20 m² je barrierefrei her-
zustellenden Pflichtstell-
platz 

15 m² je Pflichtstellplatz 
bzw 
20 m² je barrierefrei her-
zustellenden Pflichtstell-
platz 

überdachte Fahrrad-
Stellplätze 

2 m² je Pflichtstellplatz, 
ansonsten 4 m² je Woh-
nung 

2 m² je Pflichtstellplatz 

sonstige Nebenanlagen insgesamt höchstens 
20 m² 

- 

 
Die Nichteinrechnung der Nebenanlagen nach der Z 2 findet nur statt, soweit deren 
überbaute Grundfläche 12 % der Fläche des Bauplatzes nicht überschreitet. Wird 
diese Grenze überschritten, ist nur das darüber hinausgehende Maß in die bauliche 
Ausnutzbarkeit einzurechnen. 
 
Erläuterungen: 
Durch die Festlegung nach Ebenen gestaffelter Baufluchtlinien und Baugrenzlinien 
bzw. durch die Höhenfestlegung ist die mögliche bauliche Ausnutzbarkeit zwar relativ 
klar definiert und es orientieren sich diese Vorgaben an den diesbezüglichen Aussa-
gen des REKs hinsichtlich des Vorranges einer dichten Bebauung im Zentrum, den-
noch soll die Ausnutzbarkeit durch eine entsprechende Beschränkung klar geregelt 
werden, weshalb die Dichte mittels Geschoßflächenzahl festgelegt wird. 
 
Grundsätzlich besteht Seitens der Stadtgemeinde Wohlmeinung für das geplante 
Projekt, eine höhere Festlegung als die für die Errichtung geförderte Wohnbauten 
zumindest erforderlichen GFZ von 0,7 kann aufgrund der Zentrumsnähe vertreten 
werden. 
 
Gemittelt über die Gesamtfläche der Bauplätze im Planungsgebiet wird die Dichte mit 
einem Wert von GFZ 1,0 angestrebt, wobei aufgrund der starken Unterschiede hin-
sichtlich der einzelnen Bauplatzgrößen die konkreten Kennwerte in den einzelnen 
Teilgebieten variieren. 
 
In Teilgebiet 6 wird zusätzlich eine Dichtfreistellung definiert, die Tiefgaragenge-
schoße ohne Wohnnutzung von der Berechnung zur baulichen Ausnutzung aus-
nimmt. Hintergrund ist die teils starke Hanglage und die zum derzeitigen Projektzeit-
punkt daher nicht eindeutig gegebene Beurteilungsmöglichkeit, ob diese Geschoße 
als unterirdisch oder oberirdisch im Sinne des §56 Abs 4 Z 1 ROG zu werten sind.  
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Bauhöhe §57 
Gesetzliche Vorgaben ROG: 
(1) Die Bauhöhe kann als Höchsthöhe und wegen besonderer Erforderlichkeit für 
bestimmte Flächen zusätzlich auch als Mindesthöhe festgelegt werden. 

(2) Die Festlegung der Bauhöhe hat sich auf den höchsten Punkt des Baues und das 
oberste Gesimse oder die oberste Dachtraufe in Metern – gemessen von der Mee-
reshöhe, vom natürlichen Gelände oder von einem Fixpunkt – zu beziehen. 

(3) Dächer und sonstige, höchstens eingeschoßige Aufbauten unbeschadet ihrer 
Konstruktion und Gestaltung dürfen unter Beachtung des zulässigen höchsten Punk-
tes des Baues eine von der zulässigen höchsten Lage des obersten Gesimses oder 
der obersten Dachtraufe ausgehende, 45° zur Waagrechten geneigte gedachte Um-
rissfläche nicht überragen. Dies gilt nicht für den der Dachform entsprechenden Gie-
belbereich. 

(4) Unter die Höhenbegrenzung fallen nicht: 

1. im Gesamtbild des Baues untergeordnete Bauteile (Rauchfänge, einzelne 
Dachausbauten, Dachausstiege udgl); 

2. Sonderbauten (Kirchtürme, Funk- und Fernsehtürme, Industrieschornsteine 
udgl); für diese sind die Mindest- und Höchsthöhen unter grundsätzlicher Be-
dachtnahme auf Abs. 5 sowie auf den Zweck der einzelnen Bauten im Einzel-
fall durch die Gemeindevertretung festzulegen. 

(5) Die Bauhöhe ist unter Bedachtnahme auf die nach anderen Rechtsvorschriften 
bestehenden Höhenbegrenzungen und die besonderen örtlichen Erfordernisse fest-
zulegen; dabei ist insbesondere auf gesundheitliche Aspekte sowie gegebenenfalls 
auf die Erhaltung oder Gestaltung eines charakteristischen Ortsbildes einzugehen. 
 
Erläuterungen: 
Aufgrund der Hanglage werden die Maximalhöhen der einzelnen, durch die Bau-
flucht- und Baugrenzlinien definierten Baufelder differenziert vorgegeben, um eine 
geländeangepasste Bebauung, auch im Sinne der Festlegungen des REK, sicherzu-
stellen. 
 

Für das gesamte Planungsgebiet wird zudem eine ergänzende Festlegung zur Bau-
höhe verordnet, die die Überschreitung der Höhenfestlegung zur Errichtung von 
technischen Ein- und Aufbauten wie z.B. Liftüberfahrten in untergeordnetem Ausmaß 
für zulässig erklärt.  
 
 

Erfordernis einer Aufbaustufe: 
Es sind keine Bestände festzustellen, die ein derartiges Erfordernis bedingen wür-
den. 
 
 
 
Sonstige Festlegungen gemäß §53 Abs. 2, ROG 
 

Verlauf sonstiger öffentlicher Erschließungsstraßen: 

Die bestehende Verkehrsfläche der B163 Wagrainer Straße sowie die im südwestli-
chen Bereich des Planungsgebietes angeordnete Zufahrt zum Parkplatz der im west-
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lichen Anschluss bestehenden Reihenhausanlage sind als Verlauf sonstiger öffentli-
cher Erschließungsstraßen festgelegt. 

 
 

Baugrenzlinien: 
Siehe dazu die Ausführungen weiter oben in den planungsfachlichen Erläuterungen. 
 
 

Beschränkungen der Zu- und Ausfahrt: 
In Hinblick auf eine sichere und geordnete Verkehrsführung wird entlang der Lan-
desstraße sowie in den Einmündungsbereichen der bestehenden bzw. verlegten Zu-
fahrten zum Planungsgebiet ein Zu- und Abfahrtsverbot festgelegt. 
 
 

Vorgaben zur Zahl der Stellplätze (Besondere Festlegung Nr. 2 - BF2): 
In der Vorabstimmung zur ggst. Bebauungsstudie wurde auch ein Stellplatzschlüssel 
definiert, der grundsätzlich der in der Gemeinde üblichen Festlegung von 2 KFZ-
Abstellplätzen je Wohneinheit folgt, einen verringerten Schlüssel aber für Wohnein-
heiten ausweist, die für die Nutzung im Rahmen von betreutem Wohnen vorgesehen 
sind, da dafür aus Erfahrung ein verringerter Bedarf gegeben ist. 
 
 

Vorgaben zur Errichtung von Fußwegen (Besondere Festlegung Nr. 3 - BF3): 
Die bestehende Fußwegverbindung durch das Planungsgebiet ändert sich geringfü-
gig in der Lage, sollen aber sinngemäß beibehalten werden. Es erfolgt eine entspre-
chende Ausweisung in der Plandarstellung. 
 
 

Pflanzbindungen, Pflanzgebote, Geländegestaltungen §61 
Gesetzliche Vorgaben ROG: 
(1) Pflanzbindungen bewirken die Verpflichtung zur Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern oder Grünflächen. 

(2) Pflanzgebote beinhalten die Verpflichtung zur Anpflanzung von Bäumen und 
Sträuchern. 

(3) Die Festlegungen für die Gestaltung des Geländes können sich auf die Erhaltung 
bestehender Geländeformen sowie die Schaffung neuer Geländeformen beziehen. 
 
Maßnahmen zur Grüngestaltung (Besondere Festlegung Nr. 4 - BF4): 
 
Erläuterungen: 
Ziel dieser Festlegungen ist es, die Bebauung mittels Bepflanzung in das Land-
schaftsbild einzubinden.  
 
Am hangabwärtigen, exponierten Bereich an der Westseite des Planungsgebiets 
wird eine Pflanzbindung festgelegt, Dieser Bereich verlängert die Adelsperger Pro-
menade, für die auf Ebene des REK eine Freihaltung als Grünzug vorgegeben ist. 
Sollte im Zuge der Bauführung die Entfernung von derartigen Strukturen erforderlich 
wird, wären entsprechende Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 
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Entlang der Landesstraße soll in jenen Bereichen, die nicht durch die freizuhaltenden 
Sichtdreiecke gemäß RVS (siehe Plandarstellung cs-architekten) betroffen sind, die 
Neupflanzung einer Baumreihe erfolgen.  
 
Diese Festlegungen erfolgen auch mit Verweis auf die im REK ausgedrückte Absicht 
-der Eingliederung großer Baukörper durch Begrünungsmaßnahmen. 
 
 

Verpflichtung zur Errichtung einer Tiefgarage: 
Es gibt von Seiten der Gemeinde grundsätzlich das Bestreben, Tiefgaragenlösungen 
in den Innenstadt-Lagen zu forcieren, es wird daher die Errichtung einer Tiefgarage 
für die Schaffung des Großteils der Pflichtstellplätze vorgeschrieben. Aufgrund der 
sehr unterschiedlichen Bauplatzgrößen ist die Nachweisführung gemittelt über meh-
rere Bauplätze zulässig. 


